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Bern | Konzernverantwortungs-Initiative

Nein zu Gegenvorschlag
Die Rechtskommission
des Nationalrats will Un-
ternehmen mit Sitz in
der Schweiz nicht vor-
schreiben, Menschen-
rechte und Umweltschutz
auch im Ausland zu res-
pektieren. Sie lehnt ei-
nen indirekten Gegenvor-
schlag zur Konzernver-
antwortungsinitiative ab.

Der Entscheid fiel mit 14 zu 11
Stimmen, wie Kommissionsprä-
sident Pirmin Schwander
(SVP/SZ) am Montag vor den Me-
dien in Bern sagte. Die Rechts-
kommission des Ständerats hat-
te sich mit 8 zu 1 Stimmen bei
1 Enthaltung für die Ausarbei-
tung eines indirekten Gegen-
vorschlags ausgesprochen.

Nun kann die Ständerats-
kommission entscheiden, ob sie
dabei bleibt. Hält sie an der par-
lamentarischen Initiative fest,
entscheiden die Räte, ob ein Pro-
jekt ausgearbeitet wird. Hätte
die Nationalratskommission
zugestimmt, hätte die Stände-
ratskommission mit den Arbei-
ten beginnen können.

«Politisch ehrlich sein»
Am Ende hätte das Parlament
die Gesetzesbestimmungen im-
mer noch ablehnen können.
Die Nationalratskommission
habe das aber nicht gewollt, sag-
te Schwander. «Wir wollten po-
litisch ehrlich sein und sagen:
Nein, wir wollen es nicht.»

Internationale Menschen-
rechts- und Umweltstandards
ins Recht zu fassen, sei schwie-
rig und würde für die Schweizer
Unternehmen Rechtsunsicher-
heit schaffen, argumentierte
Schwander. Die Kommission
wolle ausserdem keinen «vo-
rauseilenden Gehorsam», der
für Unternehmen zum Bume-
rang werden könnte.

Schwarze Schafe
Dass es schwarze Schafe gebe,

welche die Standards nicht ein-
hielten, sei allen bewusst,
räumte er ein. Das betreffe vor
allem die Rohstoffbranche.
Über Transparenzvorschriften
für diese könne aber im Rah-
men der anstehenden Aktien-
rechtsrevision diskutiert wer-
den. Die Befürworterinnen und
Befürworter eines indirekten
Gegenvorschlags auf Gesetzes-
ebene möchten die Chance nut-
zen und die schwarzen Schafe
in die Pflicht nehmen, bevor die
Schweiz unter Druck gerät.

Auftrieb durch 
«Paradise Papers»
Die Ständeratskommission will
sich bei der Regelung an den
UNO-Leitprinzipien und den
OECD-Leitsätzen für multina-
tionale Unternehmen orientie-
ren. Sanktionsmechanismen
sowie eine Haftung für schwere

Menschenrechtsverletzungen
möchte sie prüfen. In der Stän-
deratskommission dürfte die
deutliche Zustimmung zu ei-
nem indirekten Gegenvor-
schlag auch unter dem Ein-
druck der «Paradise Papers» zu-
stande gekommen sein, die
fragwürdiges Verhalten von Un-
ternehmen in Rohstoffländern
aufdeckten. Nach deren Veröf-
fentlichung sahen sich Befür-
worter der Konzernverantwor-
tungsinitiative bestätigt. Geg-
ner befürchteten, diese könnte
angenommen werden.

Für Schäden haften
Der Bundesrat hat die Initiative
«Für verantwortungsvolle Un-
ternehmen – zum Schutz von
Mensch und Umwelt» ohne Ge-
genvorschlag abgelehnt. Er an-
erkennt zwar das Anliegen,
doch geht ihm das Volksbegeh-

ren zu weit. Er befürchtet, dass
ein Ja der Wirtschaft schaden
würde. Hinter der Initiative ste-
hen Hilfswerke, Menschen-
rechts- und Umweltorganisatio-
nen. Sie wollen Konzerne mit
Sitz in der Schweiz in die Pflicht
nehmen. Diese sollen regelmäs-
sig eine Sorgfaltsprüfung zu
den Auswirkungen ihrer Tätig-
keit auf Menschenrechte und
Umwelt durchführen müssen.
Die Pflicht würde sich auf die
gesamte Lieferkette erstrecken.

Verletzt ein Unterneh-
men die Menschenrechte oder
Umweltstandards, soll es für
den Schaden aufkommen, so-
fern es nicht beweisen kann,
dass es alle gebotenen Sorgfalts-
massnahmen getroffen hat. Die
Konzerne würden auch für
Schäden durch Unternehmen
haften, die sie wirtschaftlich
kontrollieren. | sda

Kontrovers. Im Gegensatz zur Rechtskommission des Ständerats lehnt jene des 
nationalrats – hier kommissionspräsident Pirmin Schwander (SVP/SZ), rechts, mit 
Philippe Bauer (FDP/ne) – den indirekten Gegenvorschlag zur konzernverantwortungs-
initiative ab. Foto keyStone

Der Ständerat will den
Fernbusverkehr in der
Schweiz nicht vollständig
liberalisieren. Er hat am
Montag eine Motion aus
dem Nationalrat opposi -
tionslos abgelehnt.

Der Vorstoss ist damit erledigt.
Motionär Philippe Nantermod
(FDP/VS) hatte im Nationalrat
argumentiert, Fernbusse kä-
men gut an und seien effizient.
Konkurrenz würde die Innova-
tion im öffentlichen Verkehr
fördern. Im Ständerat sahen das
die Rednerinnen und Redner
anders: Eine vollständige Libe-
ralisierung würde das aktuelle,
funktionierende System gefähr-
den, lautete der Tenor. Unter-
schiedlich sind die Meinungen
zur heutigen Regelung, die
Fernbus-Angebote unter be-
stimmten Bedingungen zulässt.
Das Bundesamt für Verkehr
(BAV) prüft derzeit Konzessions-
gesuche.

Fragwürdige Konkurrenz
Als das Gesetz geschaffen wor-
den sei, habe niemand Fernbus-
se im Blick gehabt, sagte Paul
Rechsteiner (SP/SG). Es brauche

daher einen politischen Ent-
scheid, nicht bloss einen Ver-
waltungsentscheid. Auf Linien
mit öffentlichen Angeboten
Konkurrenz zu schaffen, sei
fragwürdig. Denn manche Stre-
cken seien rentabel, andere
nicht. Auch Stefan Engler
(CVP/GR), Verwaltungsratsprä-
sident der Rhätischen Bahn,
wies darauf hin, dass im öffent-
lichen Verkehr mit rentablen
Strecken weniger rentable quer-
finanziert würden. Heute gebe
es deshalb Bedingungen für
 eine Konzession. So dürften 
von der öffentlichen Hand
 mitfinanzierte Angebote «nicht
wesentlich konkurrenziert»
werden.

Willkommene Ergänzung
Verkehrsministerin Doris Leut-
hard stellte fest, aus Sicht der
Konsumenten seien verschiede-
ne Angebote grundsätzlich
wünschenswert. Wichtig sei
aber, dass alle gleich lange
Spiesse hätten. Dass es eine Kon-
zession für die einzelnen Linien
brauche, sei berechtigt. Die
heutige Regelung gewährleiste,
dass die Transportpflicht, die
Fahrplanpflicht und die Sicher-

heit gewährleistet seien, gab
Leuthard zu bedenken. Deshalb
sei die Motion abzulehnen. Er-
fülle ein Anbieter alle Bedin-
gungen, seien Fernbusse aber ei-
ne willkommene Ergänzung.
Wie der Begriff der wesentli-
chen Konkurrenzierung auszu-
legen sei, werde nun geprüft.
Das Bundesamt für Verkehr
will im ersten Quartal des
nächsten Jahres über das Kon-

zessionsgesuch des Anbieters
Domo Reisen entscheiden. Do-
mo reichte Konzessionsgesuche
für die Linien St. Gallen–Zü-
rich–Genf Flughafen, Zürich
Flughafen–Basel–Lugano sowie
Chur–Zürich–Sitten ein. Die
Busse mit je 59 Zweitklass -
plätzen und zehn Erstklassplät-
zen sollen je ein bis zwei Mal
pro Tag in beiden Richtungen
verkehren. | sda

Bern | Ständerat gegen Liberalisierung des Fernbusverkehrs

Motion Nantermod chancenlos

Bald Klarheit? Im ersten Quartal des nächsten Jahres wird das
Bundesamt für Verkehr über konzessionsgesuche des Anbieters
Domo Reisen entscheiden. Foto keyStone

Regeln für selbstfahrende Autos
BERN | Das Parlament will rasch einen rechtlichen Rahmen schaf-
fen für selbstfahrende Autos. Der Ständerat hat am Montag zwei
Motionen aus dem nationalrat mit diesem Anliegen oppositions-
los zugestimmt. Auch der Bundesrat hatte sich damit einverstan-
den erklärt. Bereits in einem ende 2016 veröffentlichten Bericht
zur Digitalisierung stellte er Regelungsbedarf im Hinblick auf
selbstfahrende Autos fest. Angepasst werden müssen zum Bei-
spiel die Verkehrsregeln, die Regeln für die Zulassung von Fahr-
zeugen und Fahrern, die strafrechtliche Verantwortlichkeit und
das Versicherungsrecht. Zudem braucht es Vorschriften für den
Datenschutz, da die Fahrzeuge vernetzt sein müssen. Verkehrs-
ministerin Doris Leuthard stellte eine Vernehmlassungsvorlage
für ende 2018 in Aussicht. | sda

Höheres Tempolimit für Wohnwagen
BERN | Heute dürfen Autos mit Anhängern oder Wohnwagen
auf Autobahnen nicht schneller als 80 kilometer pro Stunde
fahren. künftig soll die Höchstgeschwindigkeit 100 Stunden-
kilometer betragen, sofern sie die notwendigen technischen
 Anforderungen erfüllen. nach dem nationalrat hat am Montag
auch der Ständerat eine Motion mit dieser Forderung an -
genommen. Diese stammt vom Aargauer FDP-nationalrat
thierry Burkart. Im Ständerat argumentierte kommissions-
sprecher Isidor Baumann (CVP/UR) mit der Sicherheit: Autos
mit Anhänger würden häufig von Lastwagen überholt, was zu
gefährlichen Situationen führe. | sda

Keine Kommission für Sprachenfragen
BERN | Der nationalrat ist dagegen, eine ausserparlamentarische
kommission für Sprachenfragen zu schaffen. eine solche wäre
nicht das geeignete Instrument zur Stärkung der Sprachenpoli-
tik des Bundes, befand die Mehrheit. Die grosse kammer lehnte
eine Motion von Ständerat Stefan engler (CVP/GR) am Montag
ab. Diese ist damit vom tisch. Der Ständerat hatte dem Vorstoss
mit knapper Mehrheit zugestimmt. | sda

Gegen Kürzung der Franchisen-Rabatte
BERN | Der nationalrat will nicht, dass die Prämienrabatte für die
höchsten Franchisen in der krankenversicherung gesenkt wer-
den. er beauftragt den Bundesrat mit einer Motion, die Maximal-
rabatte bei allen Wahlfranchisen bei 70 Prozent zu belassen.
Die grosse kammer nahm am Montag mit 118 zu 54 Stimmen bei
5 enthaltungen einen von ihrer Gesundheitskommission erarbei-
teten Vorstoss an. Die Schwesterkommission im Ständerat hat
eine gleichlautende Motion eingereicht, über die noch abge-
stimmt werden muss. Stimmen beide Räte den Motionen zu,
wird der Bundesrat beauftragt, die Verordnung in diesem Punkt
nicht zu ändern. | sda

Bern | Raserdelikte

Richter sollen mehr
Spielraum erhalten
Fünf Jahre nach Einfüh-
rung der strengen Stra-
fen für Raser soll die Via-
sicura-Gesetzgebung wie-
der gelockert werden.
Der Ständerat will den
Richtern mehr Spielraum
geben, die Mindestfrei-
heitsstrafe soll gestri-
chen werden.

Er hat am Montag einstimmig
einer Motion seiner Verkehrs-
kommission zugestimmt. Heu-
te gilt als Raser, wer in der 
Tempo-30-Zone mit 70 Stun-
denkilometern fährt, innerorts
mit mindestens 100 km/h, aus-
serorts mit mindestens 140
km/h oder mit mehr als 200 
Kilometern pro Stunde auf der
Autobahn. Die Mindeststrafe
dafür liegt bei einem Jahr 
Gefängnis. Zudem wird der
Fahrausweis für mindestens
zwei Jahre entzogen. 

Keine Mindeststrafe
Gemäss einem neuen Urteil 
des Bundesgerichts müssen die

Umstände des Einzelfalls zwar
berücksichtigt werden. Das 
Gesetz enthält jedoch einen
Automatismus.

Die Verkehrskommission
verlangt daher mit ihrer Moti-
on, dass die Richter bei Fahrläs-
sigkeit des Täters einen Ermes-
sensspielraum haben. Die Frei-
heitsstrafe von mindestens ei-
nem Jahr soll gestrichen und
die Mindestdauer für den Füh-
rerausweisentzug soll reduziert
werden. Weiter fordert die Mo-
tion, dass die Rückgriffspflicht
der Versicherer wieder in ein
Rückgriffsrecht umgewandelt
wird. Zudem soll auf die für
2019 geplanten Massnahmen
zu den Datenaufzeichnungsge-
räten und den Alkoholwegfahr-
sperren verzichtet werden.

Das Gesetz habe die Ver-
kehrssicherheit erhöht, sagte
Kommissionssprecher Olivier
Français (FDP/VD) im Ständerat.
Einige Massnahmen hätten sich
aber als problematisch erwie-
sen. Geringfügige Anpassungen
seien gerechtfertigt. | sda

Lockerung. Die aktuelle Rasergesetzgebung soll nach dem Willen
des Ständerats etwas entschärft werden. Foto keyStone


